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Sinne von § 23 des Achten Buches sowie während der Teilnahme an vor-
schulischen Sprachförderungskursen, wenn die Teilnahme auf Grund lan-
desrechtlicher Regelungen erfolgt, 

 b) Schüler während des Besuchs von allgemein- oder berufsbildenden Schulen 
und während der Teilnahme an unmittelbar vor oder nach dem Unterricht 
von der Schule oder im Zusammenwirken mit ihr durchgeführten Betreu-
ungsmaßnahmen, 

 c) Studierende während der Aus- und Fortbildung an Hochschulen, 
 9. Personen, die selbständig oder unentgeltlich, insbesondere ehrenamtlich im Ge-

sundheitswesen oder in der Wohlfahrtspflege tätig sind, 
 10. Personen, die 
 a) für Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts oder 

deren Verbände oder Arbeitsgemeinschaften, für die in den Nummern 2 und 
8 genannten Einrichtungen oder für privatrechtliche Organisationen im 
Auftrag oder mit ausdrücklicher Einwilligung, in besonderen Fällen mit 
schriftlicher Genehmigung von Gebietskörperschaften ehrenamtlich tätig 
sind oder an Ausbildungsveranstaltungen für diese Tätigkeit teilnehmen, 

 b) für öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften und deren Einrichtungen 
oder für privatrechtliche Organisationen im Auftrag oder mit ausdrückli-
cher Einwilligung, in besonderen Fällen mit schriftlicher Genehmigung von 
öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften ehrenamtlich tätig sind oder 
an Ausbildungsveranstaltungen für diese Tätigkeit teilnehmen, 

 11. Personen, die 
 a) von einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts zur 

Unterstützung einer Diensthandlung herangezogen werden, 
 b) von einer dazu berechtigten öffentlichen Stelle als Zeugen zur Beweiserhe-

bung herangezogen werden, 
 12. Personen, die in Unternehmen zur Hilfe bei Unglücksfällen oder im Zivilschutz 

unentgeltlich, insbesondere ehrenamtlich tätig sind oder an Ausbildungsveran-
staltungen dieser Unternehmen einschließlich der satzungsmäßigen Veranstal-
tungen, die der Nachwuchsförderung dienen, teilnehmen, 

 13. Personen, die 
 a) bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder Not Hilfe leisten oder ei- 

nen anderen aus erheblicher gegenwärtiger Gefahr für seine Gesundheit ret-
ten, 

 b) Blut oder körpereigene Organe, Organteile oder Gewebe spenden oder bei 
denen Voruntersuchungen oder Nachsorgemaßnahmen anlässlich der Spen-
de vorgenommen werden, 

 c) sich bei der Verfolgung oder Festnahme einer Person, die einer Straftat ver-
dächtig ist oder zum Schutz eines widerrechtlich Angegriffenen persönlich 
einsetzen, 

 d) Tätigkeiten als Notärztin oder Notarzt im Rettungsdienst ausüben, wenn 
diese Tätigkeiten neben 

 aa) einer Beschäftigung mit einem Umfang von regelmäßig mindestens 
15 Stunden wöchentlich außerhalb des Rettungsdienstes oder 

 bb) einer Tätigkeit als zugelassener Vertragsarzt oder als Arzt in privater 
Niederlassung 

  ausgeübt werden, 
 14. Personen, die 
 a) nach den Vorschriften des Zweiten oder des Dritten Buches der Melde-

pflicht unterliegen, wenn sie einer besonderen, an sie im Einzelfall gerichte-
ten Aufforderung der Bundesagentur für Arbeit, des nach § 6 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 des Zweiten Buches zuständigen Trägers oder eines nach 



140 Anhang 

§ 6a des Zweiten Buches zugelassenen kommunalen Trägers nachkommen, 
diese oder eine andere Stelle aufzusuchen, 

 b) an einer Maßnahme teilnehmen, wenn die Person selbst oder die Maßnah-
me über die Bundesagentur für Arbeit, einen nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 des Zweiten Buches zuständigen Träger oder einen nach § 6a des 
Zweiten Buches zugelassenen kommunalen Träger gefördert wird, 

 15. Personen, die 
 a) auf Kosten einer Krankenkasse oder eines Trägers der gesetzlichen Renten-

versicherung oder der landwirtschaftlichen Alterskasse stationäre oder teil-
stationäre Behandlung oder stationäre, teilstationäre oder ambulante Leis-
tungen zur medizinischen Rehabilitation erhalten, 

 b) zur Vorbereitung von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben auf Auffor-
derung eines Trägers der gesetzlichen Rentenversicherung oder der Bundes-
agentur für Arbeit einen dieser Träger oder eine andere Stelle aufsuchen, 

 c) auf Kosten eines Unfallversicherungsträgers an vorbeugenden Maßnahmen 
nach § 3 der Berufskrankheiten-Verordnung teilnehmen, 

 d) auf Kosten eines Trägers der gesetzlichen Rentenversicherung, der landwirt-
schaftlichen Alterskasse oder eines Trägers der gesetzlichen Unfallversiche-
rung an Präventionsmaßnahmen teilnehmen, 

 16. Personen, die bei der Schaffung öffentlich geförderten Wohnraums im Sinne 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes oder im Rahmen der sozialen Wohnraum-
förderung bei der Schaffung von Wohnraum im Sinne des § 16 Abs. 1 Nr. 1 bis 
3 des Wohnraumförderungsgesetzes oder entsprechender landesrechtlicher Re-
gelungen im Rahmen der Selbsthilfe tätig sind, 

 17. Pflegepersonen im Sinne des § 19 Satz 1 und 2 des Elften Buches bei der Pflege 
eines Pflegebedürftigen mit mindestens Pflegegrad 2 im Sinne der §§ 14 und 15 
Absatz 3 des Elften Buches; die versicherte Tätigkeit umfasst pflegerische Maß-
nahmen in den in § 14 Absatz 2 des Elften Buches genannten Bereichen sowie 
Hilfen bei der Haushaltsführung nach § 18 Absatz 5a Satz 3 Nummer 2 des 
Elften Buches. 

(1a) 1Versichert sind auch Personen, die nach Erfüllung der Schulpflicht auf der 
Grundlage einer schriftlichen Vereinbarung im Dienst eines geeigneten Trägers im 
Umfang von durchschnittlich mindestens acht Wochenstunden und für die Dauer 
von mindestens sechs Monaten als Freiwillige einen Freiwilligendienst aller Gene-
rationen unentgeltlich leisten. 2Als Träger des Freiwilligendienstes aller Generatio-
nen geeignet sind inländische juristische Personen des öffentlichen Rechts oder  
unter § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuergesetzes fallende Einrichtungen zur 
Förderung gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke (§§ 52 bis 54 der 
Abgabenordnung), wenn sie die Haftpflichtversicherung und eine kontinuierliche 
Begleitung der Freiwilligen und deren Fort- und Weiterbildung im Umfang von 
mindestens durchschnittlich 60 Stunden je Jahr sicherstellen. 3Die Träger haben 
fortlaufende Aufzeichnungen zu führen über die bei ihnen nach Satz 1 tätigen Per-
sonen, die Art und den Umfang der Tätigkeiten und die Einsatzorte. 4Die Auf-
zeichnungen sind mindestens fünf Jahre lang aufzubewahren. 

(2) 1Ferner sind Personen versichert, die wie nach Absatz 1 Nr. 1 Versicherte tätig 
werden. 2Satz 1 gilt auch für Personen, die während einer aufgrund eines Gesetzes 
angeordneten Freiheitsentziehung oder aufgrund einer strafrichterlichen, staatsan-
waltlichen oder jugendbehördlichen Anordnung wie Beschäftigte tätig werden. 

(3) 1Absatz 1 Nr. 1 gilt auch für 
 1. Personen, die im Ausland bei einer amtlichen Vertretung des Bundes oder der 

Länder oder bei deren Leitern, Mitgliedern oder Bediensteten beschäftigt und in 
der gesetzlichen Rentenversicherung nach § 4 Absatz 1 Satz 2 des Sechsten Bu-
ches pflichtversichert sind, 
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 2. Personen, die 
 a) im Sinne des Entwicklungshelfer-Gesetzes Entwicklungsdienst oder Vorberei-

tungsdienst leisten, 
 b) einen entwicklungspolitischen Freiwilligendienst „weltwärts“ im Sinne der 

Richtlinie des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung vom 1. August 2007 (BAnz. 2008 S. 1297) leisten, 

 c) einen Internationalen Jugendfreiwilligendienst im Sinne der Richtlinie Inter-
nationaler Jugendfreiwilligendienst des Bundesministeriums für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend vom 20. Dezember 2010 (GMBl S. 1778) leisten, 

 3. Personen, die 
 a) eine Tätigkeit bei einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Organisa-

tion ausüben und deren Beschäftigungsverhältnis im öffentlichen Dienst wäh-
rend dieser Zeit ruht, 

 b) als Lehrkräfte vom Auswärtigen Amt durch das Bundesverwaltungsamt an 
Schulen im Ausland vermittelt worden sind oder 

 c) für ihre Tätigkeit bei internationalen Einsätzen zur zivilen Krisenprävention 
als Sekundierte nach dem Sekundierungsgesetz abgesichert werden. 

2Die Versicherung nach Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a und c erstreckt sich auch auf 
Unfälle oder Krankheiten, die infolge einer Verschleppung oder einer Gefangenschaft 
eintreten oder darauf beruhen, dass der Versicherte aus sonstigen mit seiner Tätigkeit 
zusammenhängenden Gründen, die er nicht zu vertreten hat, dem Einflussbereich 
seines Arbeitgebers oder der für die Durchführung seines Einsatzes verantwortlichen 
Einrichtung entzogen ist. 3Gleiches gilt, wenn Unfälle oder Krankheiten auf gesund-
heitsschädigende oder sonst vom Inland wesentlich abweichende Verhältnisse bei der 
Tätigkeit oder dem Einsatz im Ausland zurückzuführen sind. 4Soweit die Absätze 1 
bis 2 weder eine Beschäftigung noch eine selbständige Tätigkeit voraussetzen, gelten 
sie abweichend von § 3 Nr. 2 des Vierten Buches für alle Personen, die die in diesen 
Absätzen genannten Tätigkeiten im Inland ausüben; § 4 des Vierten Buches gilt ent-
sprechend. 5Absatz 1 Nr. 13 gilt auch für Personen, die im Ausland tätig werden, 
wenn sie im Inland ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben. 

(4) Familienangehörige im Sinne des Absatzes 1 Nr. 5 Buchstabe b sind 
 1. Verwandte bis zum dritten Grade, 
 2. Verschwägerte bis zum zweiten Grade, 
 3. Pflegekinder (§ 56 Abs. 2 Nr. 2 des Ersten Buches) 

der Unternehmer, ihrer Ehegatten oder ihrer Lebenspartner. 
 

§ 8 Arbeitsunfall 

(1) 1Arbeitsunfälle sind Unfälle von Versicherten infolge einer den Versiche-
rungsschutz nach § 2, 3 oder 6 begründenden Tätigkeit (versicherte Tätigkeit). 2Un-
fälle sind zeitlich begrenzte, von außen auf den Körper einwirkende Ereignisse, die 
zu einem Gesundheitsschaden oder zum Tod führen. 3Wird die versicherte Tätig-
keit im Haushalt der Versicherten oder an einem anderen Ort ausgeübt, besteht 
Versicherungsschutz in gleichem Umfang wie bei Ausübung der Tätigkeit auf der 
Unternehmensstätte. 

(2) Versicherte Tätigkeiten sind auch 
 1. das Zurücklegen des mit der versicherten Tätigkeit zusammenhängenden unmit-

telbaren Weges nach und von dem Ort der Tätigkeit, 
 2. das Zurücklegen des von einem unmittelbaren Weg nach und von dem Ort der 

Tätigkeit abweichenden Weges, um 
 a) Kinder von Versicherten (§ 56 des Ersten Buches), die mit ihnen in einem ge-

meinsamen Haushalt leben, wegen ihrer, ihrer Ehegatten oder ihrer Lebens-
partner beruflichen Tätigkeit fremder Obhut anzuvertrauen oder 
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 b) mit anderen Berufstätigen oder Versicherten gemeinsam ein Fahrzeug zu be-
nutzen, 

 2a. das Zurücklegen des unmittelbaren Weges nach und von dem Ort, an dem 
Kinder von Versicherten nach Nummer 2 Buchstabe a fremder Obhut anver-
traut werden, wenn die versicherte Tätigkeit an dem Ort des gemeinsamen 
Haushalts ausgeübt wird, 

 3. das Zurücklegen des von einem unmittelbaren Weg nach und von dem Ort der 
Tätigkeit abweichenden Weges der Kinder von Personen (§ 56 des Ersten Bu-
ches), die mit ihnen in einem gemeinsamen Haushalt leben, wenn die Abwei-
chung darauf beruht, daß die Kinder wegen der beruflichen Tätigkeit dieser Per-
sonen oder deren Ehegatten oder deren Lebenspartner fremder Obhut 
anvertraut werden, 

 4. das Zurücklegen des mit der versicherten Tätigkeit zusammenhängenden Weges 
von und nach der ständigen Familienwohnung, wenn die Versicherten wegen 
der Entfernung ihrer Familienwohnung von dem Ort der Tätigkeit an diesem 
oder in dessen Nähe eine Unterkunft haben, 

 5. das mit einer versicherten Tätigkeit zusammenhängende Verwahren, Befördern, 
Instandhalten und Erneuern eines Arbeitsgeräts oder einer Schutzausrüstung 
sowie deren Erstbeschaffung, wenn diese auf Veranlassung der Unternehmer er-
folgt. 
(3) Als Gesundheitsschaden gilt auch die Beschädigung oder der Verlust eines 

Hilfsmittels. 
 

§ 12 Versicherungsfall einer Leibesfrucht 
1Versicherungsfall ist auch der Gesundheitsschaden einer Leibesfrucht infolge 

eines Versicherungsfalls der Mutter während der Schwangerschaft; die Leibesfrucht 
steht insoweit einem Versicherten gleich. 2Bei einer Berufskrankheit als Versiche-
rungsfall genügt, daß der Gesundheitsschaden der Leibesfrucht durch besondere 
Einwirkungen verursacht worden ist, die generell geeignet sind, eine Berufskrank-
heit der Mutter zu verursachen. 

 
§ 104 Beschränkung der Haftung der Unternehmer 

(1) 1Unternehmer sind den Versicherten, die für ihre Unternehmen tätig sind 
oder zu ihren Unternehmen in einer sonstigen die Versicherung begründenden Be-
ziehung stehen, sowie deren Angehörigen und Hinterbliebenen nach anderen ge-
setzlichen Vorschriften zum Ersatz des Personenschadens, den ein Versicherungsfall 
verursacht hat, nur verpflichtet, wenn sie den Versicherungsfall vorsätzlich oder 
auf einem nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 versicherten Weg herbeigeführt haben. 2Ein 
Forderungsübergang nach § 116 des Zehnten Buches findet nicht statt. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Personen, die als Leibesfrucht durch einen 
Versicherungsfall im Sinne des § 12 geschädigt worden sind. 

(3) Die nach Absatz 1 oder 2 verbleibenden Ersatzansprüche vermindern sich 
um die Leistungen, die Berechtigte nach Gesetz oder Satzung infolge des Versiche-
rungsfalls erhalten. 

 
§ 105 Beschränkung der Haftung anderer im Betrieb tätiger Personen 

(1) 1Personen, die durch eine betriebliche Tätigkeit einen Versicherungsfall von 
Versicherten desselben Betriebs verursachen, sind diesen sowie deren Angehörigen 
und Hinterbliebenen nach anderen gesetzlichen Vorschriften zum Ersatz des Perso-
nenschadens nur verpflichtet, wenn sie den Versicherungsfall vorsätzlich oder auf 
einem nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 versicherten Weg herbeigeführt haben. 2Satz 1 
gilt entsprechend bei der Schädigung von Personen, die für denselben Betrieb tätig 
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und nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 versicherungsfrei sind. 3§ 104 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und 
3 gilt entsprechend. 

(2) 1Absatz 1 gilt entsprechend, wenn nicht versicherte Unternehmer geschädigt 
worden sind. 2 Soweit nach Satz 1 eine Haftung ausgeschlossen ist, werden die Un-
ternehmer wie Versicherte, die einen Versicherungsfall erlitten haben, behandelt, es 
sei denn, eine Ersatzpflicht des Schädigers gegenüber dem Unternehmer ist zivil-
rechtlich ausgeschlossen. 3Für die Berechnung von Geldleistungen gilt der Mindest-
jahresarbeitsverdienst als Jahresarbeitsverdienst. 4Geldleistungen werden jedoch 
nur bis zur Höhe eines zivilrechtlichen Schadenersatzanspruchs erbracht. 

 
§ 108 Bindung der Gerichte 

(1) Hat ein Gericht über Ersatzansprüche der in den §§ 104 bis 107 genannten 
Art zu entscheiden, ist es an eine unanfechtbare Entscheidung nach diesem Buch 
oder nach dem Sozialgerichtsgesetz in der jeweils geltenden Fassung gebunden, ob 
ein Versicherungsfall vorliegt, in welchem Umfang Leistungen zu erbringen sind 
und ob der Unfallversicherungsträger zuständig ist. 

(2) 1Das Gericht hat sein Verfahren auszusetzen, bis eine Entscheidung nach Ab-
satz 1 ergangen ist. 2Falls ein solches Verfahren noch nicht eingeleitet ist, bestimmt 
das Gericht dafür eine Frist, nach deren Ablauf die Aufnahme des ausgesetzten 
Verfahrens zulässig ist. 

 
§ 109 Feststellungsberechtigung von in der Haftung beschränkten Personen 

1Personen, deren Haftung nach den §§ 104 bis 107 beschränkt ist und gegen die 
Versicherte, ihre Angehörigen und Hinterbliebene Schadenersatzforderungen erhe-
ben, können statt der Berechtigten die Feststellungen nach § 108 beantragen oder 
das entsprechende Verfahren nach dem Sozialgerichtsgesetz betreiben. 2Der Ablauf 
von Fristen, die ohne ihr Verschulden verstrichen sind, wirkt nicht gegen sie; dies 
gilt nicht, soweit diese Personen das Verfahren selbst betreiben. 
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A 5. Zehntes Buch Sozialgesetzbuch 
– Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz – 

(SGB X) 
A 5. Zehntes Buch Sozialgesetzbuch 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Januar 2001 
(BGBl. I S. 130) 

 
FNA 860-10-1 

 
Zuletzt geändert durch Art. 19 G zu Sofortmaßnahmen für einen beschleunigten 
Ausbau der erneuerbaren Energien und weiteren Maßnahmen im Stromsektor  

vom 20.7.2022 (BGBl. I S. 1237) 
 

– Auszug – 
 
 

§ 116 Ansprüche gegen Schadenersatzpflichtige 
(1) 1Ein auf anderen gesetzlichen Vorschriften beruhender Anspruch auf Ersatz 

eines Schadens geht auf den Versicherungsträger oder Träger der Eingliederungshil-
fe oder der Sozialhilfe über, soweit dieser auf Grund des Schadensereignisses Sozi-
alleistungen zu erbringen hat, die der Behebung eines Schadens der gleichen Art 
dienen und sich auf denselben Zeitraum wie der vom Schädiger zu leistende Scha-
denersatz beziehen. 2Dazu gehören auch 
 1. die Beiträge, die von Sozialleistungen zu zahlen sind, und 
 2. die Beiträge zur Krankenversicherung, die für die Dauer des Anspruchs auf 

Krankengeld unbeschadet des § 224 Abs. 1 des Fünften Buches zu zahlen wären. 
(2) Ist der Anspruch auf Ersatz eines Schadens durch Gesetz der Höhe nach be-

grenzt, geht er auf den Versicherungsträger oder Träger der Eingliederungshilfe 
oder der Sozialhilfe über, soweit er nicht zum Ausgleich des Schadens des Geschä-
digten oder seiner Hinterbliebenen erforderlich ist. 

(3) 1 Ist der Anspruch auf Ersatz eines Schadens durch ein mitwirkendes Ver-
schulden oder eine mitwirkende Verantwortlichkeit des Geschädigten begrenzt, 
geht auf den Versicherungsträger oder Träger der Eingliederungshilfe oder der So-
zialhilfe von dem nach Absatz 1 bei unbegrenzter Haftung übergehenden Ersatzan-
spruch der Anteil über, welcher dem Vomhundertsatz entspricht, für den der Schä-
diger ersatzpflichtig ist. 2Dies gilt auch, wenn der Ersatzanspruch durch Gesetz der 
Höhe nach begrenzt ist. 3Der Anspruchsübergang ist ausgeschlossen, soweit der 
Geschädigte oder seine Hinterbliebenen dadurch hilfebedürftig im Sinne der Vor-
schriften des Zwölften Buches werden. 

(4) Stehen der Durchsetzung der Ansprüche auf Ersatz eines Schadens tatsäch-
liche Hindernisse entgegen, hat die Durchsetzung der Ansprüche des Geschädigten 
und seiner Hinterbliebenen Vorrang vor den übergegangenen Ansprüchen nach 
Absatz 1. 

(5) Hat ein Versicherungsträger oder Träger der Eingliederungshilfe oder der So-
zialhilfe auf Grund des Schadensereignisses dem Geschädigten oder seinen Hinter-
bliebenen keine höheren Sozialleistungen zu erbringen als vor diesem Ereignis, geht 
in den Fällen des Absatzes 3 Satz 1 und 2 der Schadenersatzanspruch nur insoweit 
über, als der geschuldete Schadenersatz nicht zur vollen Deckung des eigenen Scha-
dens des Geschädigten oder seiner Hinterbliebenen erforderlich ist. 

(6) 1Ein nach Absatz 1 übergegangener Ersatzanspruch kann bei nicht vorsätzli-
chen Schädigungen durch eine Person, die im Zeitpunkt des Schadensereignisses 
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mit dem Geschädigten oder seinen Hinterbliebenen in häuslicher Gemeinschaft 
lebt, nicht geltend gemacht werden. 2Ein Ersatzanspruch nach Absatz 1 kann auch 
dann nicht geltend gemacht werden, wenn der Schädiger mit dem Geschädigten 
oder einem Hinterbliebenen nach Eintritt des Schadensereignisses die Ehe geschlos-
sen oder eine Lebenspartnerschaft begründet hat und in häuslicher Gemeinschaft 
lebt. 3Abweichend von den Sätzen 1 und 2 kann ein Ersatzanspruch bis zur Höhe 
der zur Verfügung stehenden Versicherungssumme geltend gemacht werden, wenn 
der Schaden bei dem Betrieb eines Fahrzeugs entstanden ist, für das Versicherungs-
schutz nach § 1 des Gesetzes über die Pflichtversicherung für Kraftfahrzeughalter 
oder § 1 des Gesetzes über die Haftpflichtversicherung für ausländische Kraftfahr-
zeuge und Kraftfahrzeuganhänger besteht. 4Der Ersatzanspruch kann in den Fällen 
des Satzes 3 gegen den Schädiger in voller Höhe geltend gemacht werden, wenn er 
den Versicherungsfall vorsätzlich verursacht hat. 

(7) 1Haben der Geschädigte oder seine Hinterbliebenen von dem zum Schaden-
ersatz Verpflichteten auf einen übergegangenen Anspruch mit befreiender Wirkung 
gegenüber dem Versicherungsträger oder Träger der Eingliederungshilfe oder der 
Sozialhilfe Leistungen erhalten, haben sie insoweit dem Versicherungsträger oder 
Träger der Eingliederungshilfe oder der Sozialhilfe die erbrachten Leistungen zu er-
statten. 2Haben die Leistungen gegenüber dem Versicherungsträger oder Träger der 
Sozialhilfe keine befreiende Wirkung, haften der zum Schadenersatz Verpflichtete 
und der Geschädigte oder dessen Hinterbliebene dem Versicherungsträger oder 
Träger der Sozialhilfe als Gesamtschuldner. 

(8) Weist der Versicherungsträger oder Träger der Sozialhilfe nicht höhere Leis-
tungen nach, sind vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 je Schadensfall für nicht sta-
tionäre ärztliche Behandlung und Versorgung mit Arznei- und Verbandmitteln 5 
vom Hundert der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches zu erset-
zen. 

(9) Die Vereinbarung einer Pauschalierung der Ersatzansprüche ist zulässig. 
(10) Die Bundesagentur für Arbeit und die Träger der Grundsicherung für Ar-

beitsuchende nach dem Zweiten Buch gelten als Versicherungsträger im Sinne die-
ser Vorschrift. 
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